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betr. Brennstoffkreislauf, friedliche Nutzung der Kernenergie 


Der Bundesminister für Forschung und Technologie 
hat mit Schreiben vom 17. September 1976 die Kleine 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt be- 
antwortet: 

Vorbemerkung 

Die Bundesregierung hat die in den Fragen ange- 
schnittenen Sachpunkte im Laufe des letzten Jahres 
bei zahlreichen parlamentarischen Anlässen darge- 
legt und in parlamentarischen Gremien diskutiert. 
Eine systematische geschlossene Darlegung findet 
sich in der Antwort auf die Große Anfrage betr. 
friedliche Nutzung der Kernenergie in der Bundes- 
republik Deutschland vom Juli 1975 (Drucksache 
7/3871). 

Die wesentlichen Darlegungen der Bundesregierung 
gegenüber dem Bundestag werden nachfolgend zu 
den entsprechenden Sachthemen aufgelistet und ge- 
gebenenfalls Ergänzungen hinzugefügt. Um eine 
systematische Zuordnung zu ermöglichen, sind die 
Fragen der Kleinen Anfrage teilweise umgruppiert 
worden. 


Uranversorgung 

1. Natururanversorgung der Bundesrepublik 

Deutschland 

a) Welche Versorgungsmöglichkeiten der Bun- 
desrepublik ergeben sich? 

b) Welches sind die finanziellen, technischen 
und politischen Schwierigkeiten? 

c) Welche technischen Verfahren müssen ent- 
wickelt werden zur Urangewinnung aus in- 
ländischen Lagerstätten, aus Meerwasser 
oder aus Erzen mit niedrigem Urangehalt? 

d) Welche Zeitvorstellungen bestehen für die 
zu ergreifenden Maßnahmen? 

e) Wie beurteilt die Bundesregierung die Ver- 
fügbarkeit des Urans und die Ressourcen? 


Druck; Then^e Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 


f) Welche Mittel hat die Bundesregierung bis- 
her für die Bereitstellung von Uran aus in- 
ländischen und ausländischen Quellen zur 
Verfügung gestellt, differenziert nach direk- 
ten Zuwendungen, Bürgschaften, Zinszuschüs- 
sen und im Erfolgsfalle rückzahlbare Darle- 
hen? 

g) Welche konkreten Projekte unterstützt die 
Bundesregierung bisher für die Urangewin- 
nung aus inländischen Lagerstätten und aus 
Erzen mit niedrigem Urangehalt? 

2. Angereichertes Uran 

a) Welche Mengen an angereichertem Uran 
werden aufgrund der erwarteten Kernkraft- 
werkskapazität benötigt? 

b) Wer soll das angereicherte Uran zur Verfü- 
gung stellen, um den erwarteten Bedarf zu 
decken? 

c) Welche Maßnahmen sind im europäischen 
Bereich in die Wege geleitet worden, um 
eigenständige Urananreicherungsanlagen zu 
haben, und welche zeitlichen Vorstellungen 
existieren? 

d) In welchem Umfange wird der Bedarf von an- 
gereichertem Uran in der Bundesrepublik 
Deutschland durch Plutonium-Rückführung, 
Wiederaufarbeitung und Entwicklung fortge- 
schrittener Reaktorsysteme beeinflußt? 

e) Welche konkreten Forschungsprojekte hat 
die Bundesregierung bisher im Bereich der 
Anreicherung von Uran unterstützt, welche 
Verpflichtungen ist sie für die kommenden 
Jahre auf diesem Gebiet schon eingegangen? 

Besonders zu Fragen 1 a), b), e), 2a), b), d): Die 
Uranversorgung einschließlich Anreicherungskapa- 
zität wurde im Jahre 1975 ausführlich von den zu- 
ständigen Ausschüssen erörtert. Hierzu hat die Bun- 
desregierung Aufstellungen über Natururanbedarf, 
Trennarbeitsbedarf - mit und ohne Rezyclierung - 
und den jeweils vertraglich gesicherten Anteil bis 
zum Jahre 1992 dem Ausschuß für Forschung und 
Technologie und dem Wirtschaftsausschuß mit 
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Sdireiben vom 20./27. Mai bzw. 4. Juni 1975 über- 
sandt (Anlagen 1 bis 3). Beide Ausschüsse haben 
darüber eingehend beraten (Ausschuß für Forsdiung 
und Technologie am 16. April und 21. Mai 1975, 
Wirtschaftsausschuß am 9. April und 11. Juni 1975). 
Die damaligen Erläuterungen der Bundesregierung 
gelten nach wie vor. 

Ergänzend darf ich auf folgende Stellungnahmen der 
Bundesregierung hinweisen: 

Besonders zu Frage 2 g) ; über die Förderung inlän- 
discher Urangewinnung wurde kürzlich zur Frage- 
stunde am 19. Mai 1976 (244. Sitzung, Anlage 74) ein 
Überblick im einzelnen gegeben. 

Besonders zu Frage 1 f) : Die staatlichen Aufwendun- 
gen bestehen in Teilfinanzierungen, wie in der Ant- 
wort zur Kleinen Anfrage betr. Energie und wirt- 
schaftspolitische Zielsetzungen für das Vierjahres- 
programm Energieforschung vom 13. Juli 1976 zu 
Frage 14 im einzelnen dargelegt wird. 

Besonders zu Frage 1 c): Der Urangehalt des Meer- 
wassers beträgt ca. 3 g/1000 t Wasser. Zu seiner 
Gewinnung ist daher eine Konzentrierung auf etwa 
den 5 X lO'^-fachen ürangehalt im Meerwasser erfor- 
derlich. 

Im Rahmen der Aktivitäten zur Rohstoffgewinnung 
hat die Kernforschungsanlage Jülich GmbH ein 
Anreicherungs- und Gewinnungsverfahren für Uran 
unter Einsatz von Algen entwickelt. Nach den bis- 
herigen Ergebnissen ist nicht zu erwarten, daß auf 
diese Weise eine ausreichende Konzentrierung zu 
erreichen ist. Dieses Verfahren wird deshalb weiter 
verfolgt. 

Ein weitere Möglichkeit, Uran aus dem Meerwasser 
zu extrahieren, stellt das Adsorptionsverfahren dar. 
Hierbei werden chemische Adsorber in sogenannten 
Adsorberbetten mit Meerwasser beschickt. Zur An- 
wendung dieses Verfahrens müssen im wesentlichen 
folgende Voraussetzungen erfüllt werden: 

— Ausnutzung von Energie aus dem natürlichen 
Potential des Wasses (Gezeitenströme, Meeres- 
ströme) 

— Steigerung der Adsorptionsfähigkeit von Adsor- 
berstoffen 

— große Adsorptionsflächen 

— hohe Wassertemperaturen (20°), da mit steigen- 
der Temperatur der Adsorber-Wirkungsgrad an- 
steigt 

— großer Wasserdurchsatz. 

Das Adsorptionsverfahren verspricht als einziges, in 
absehbarer Zeit zu einem gewissen Erfolg zu füh- 
ren. Die Bemühungen zur Urangewinnung aus Meer- 
wasser richten sich daher konzentriert auf eine Ver- 
besserung des Verfahrens, und zwar sowohl auf die 
Weiterentwicklung geeigneter Adsorberstoffe wie 
auf eine großtechnische realisierbare Beschickung 
mit Meerwasser. 

Zur Urananreicherung mittels Laser sind Problema- 
tik und Forschungsziel in der Fragestunde vom 
17. Mai 1974 (100. Sitzung Anlage 37) dargestellt 
worden. Die Arbeiten wurden seither intensiviert. Im 
laufenden Haushaltsjahr stehen ca. 1 Mio DM hier- 
für zur Verfügung. 


Brennelementfertigung 

3. Brennelementherstellung 

a) Welche Kapazitäten müssen errichtet wer- 
den, um die notwendigen Brennelemente für 
die geplante Kernkraftwerkskapazität zu ha- 
ben? 

b) In welchem Umfange werden Uran, Pluto- 
nium und Thorium bei der Brennelementher- 
stellung benötigt, und sind hier gegebenen- 
falls Variationen für den Einsatz dieser 
Brennstoffe in den verschiedenen Kernkraft- 
werkstypen möglich? 

c) In welchem Umfange findet eine Gleichbe- 
handlung der Brennelementhersteller inner- 
halb der Europäischen Gemeinschaft beim 
Bau von Fabriken für Brennelementherstel- 
lung statt, was gedenkt die Bundesregierung 
zu unternehmen, um evtl. Diskriminierungen 
abzubauen? 

d) Welche technischen Verbesserungen sind in 
absehbarer Zeit bei der Brennelementherstel- 
lung noch möglich, um Kostensenkungen zu 
erreichen? 

Wie bereits in der Antwort zur Fragestunde vom 
14. Januar 1976 (211. Sitzung, Anlage 6) dargelegt, 
ist die Fertigung und Beschaffung von Brennelemen- 
ten für kommerzielle Kraftwerke Aufgabe der Wirt- 
schaft. Staatliche Unterstützung für die Weiterent- 
wicklung ist hierbei nicht erforderlich. Bei fortge- 
schrittenen Reaktorlinien bilden die Arbeiten zur 
Brennelemententwicklung einen Teil der allgemei- 
nen Entwicklungsarbeiten. 

Besonders zu Frage 3 b) : Bereits heute wird Pluto- 
nium als Ersatz für angereichertes Uran in Leicht- 
wasserreaktoren eingesetzt. Diese Rückführung des 
bei der Wiederaufarbeitung abgebrannter Brenn- 
elemente abgetrennten Pu als Kernbrennstoff ist ein 
zentraler Bestandteil des von der Bundesregierung 
verfolgten Entsorgungskonzepts. 

Hierdurch wird der spätere Übergang zur Nutzung 
des Pu als Brennstoff für schnelle Brutreaktoren 
nicht beeinträchtigt. 

Quantitativ ist der mögliche Umfang des Pu-Ein- 
satzes in LWR in den Anlagen zur Frage 2 beschrie- 
ben. 

Thorium ist im Unterschied zu Uran und Plutonium 
selbst kein Kernbrennstoff. Wohl aber läßt es sich 
als Brutmaterial einsetzen, das im Reaktor in be- 
stimmtem Umfang zu dem spaltbaren Uran-233 um- 
gewandelt wird. 

Grundsätzlich ist ein Einsatz dieser Kernbrenn- und 
Brutstoffe in anderer als der oben beschriebenen 
Weise reaktorphysikalisch möglich. Allerdings führt 
die notwendige Berücksichtigung anderer Bedingun- 
gen für den Einsatz wie vor allem Reaktorsicherheit, 
technischer Aufwand, Wirtschaftlichkeit, zu einer 
drastischen Einschränkung der physikalischen Mög- 
lichkeiten. So ist z. B. der Einsatz von Pu im HTR 
physikalisch attraktiv, siche rheitstechnisch aber pro- 
blematisch. Alternative Möglichkeiten für Thorium 
wurden in der Fragestunde vom 18. Oktober 1974 
(126. Sitzung, Anlage 55) dargelegt. 

Besonders zu Frage 3 c): Schon die Römischen Ver- 
träge schreiben eine wirtschaftliche Gleichbehand- 
lung von Unternehmen in den Staaten der Euro- 
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päiscben Gemeinschaften vor; dies gilt auch für den 
Bau von Brennelementfabriken. 

Das schließt nicht aus, daß die Unternehmen in den 
einzelnen Ländern unter unterschiedlichen wirt- 
schaftlichen Bedingungen arbeiten, z. B. entsprechend 
dem Marktvolumen oder dem Produktionskosten- 
niveau. Eine wirtschaftliche Diskriminierung ist der 
Bundesregierung in diesem Bereich bisher nicht be- 
kannt geworden. 


Fortgeschrittene Reaktoriinien 

4. Kernkraftwerke 

a) Welche Reaktorlinien sollen verfolgt wer- 
den unter Berücksichtigung des Bedarfs an 
Uran, Plutonium und Thorium sowie einer 
möglichst einfachen Beherrschung des Brenn- 
stoffkreislaufs und der Minimierung von Um- 
weltschädigungen? 

f) Wie beurteilt die Bundesregierung den Ein- 
satz der Kernkraftwerke des Typs Leicht- 
wasserreaktor, Hochtemperaturreaktor und 
Schneller Brüter unter dem Aspekt der ge- 
genwärtigen gültigen Vorschriften Reaktor- 
sicherheit? 

g) Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
dem Einsatz des Kugelhaufenreaktors sowohl 
zur Elektrizitätserzeugung als auch zur nuk- 
learen Prozeßwärme zu, und welche Implika- 
tionen ergeben sich aus einem möglichen 
Einsatz dieses Reaktors in der Bundesrepu- 
blik Deutschland für den Brennstoffkreislauf? 

10. b) Hat der Einsatz des Schnellen Brüters in der 
Bundesrepublik Deutschland in diesem Jahr- 
hundert noch einen wesentlichen Einfluß auf 
den Brennstoffkreislauf? 

Die Politik der Bundesregierung in diesem Bereich 
wurde kürzlich in der Antwort auf die Kleine An- 
frage betr. Förderung fortgeschrittener Kernreak- 
toren vom 9. August 1976 (Drucksache 7/5682) aus- 
führlich erläutert. 

Besonders zu Frage 4 f): Zu den Sicherheitsaspekten 
sowohl von Leichtwasserreaktoren (LWR) als auch 
von gasgekühlten Hochtemperaturreaktoren (HTR) 
und natriumgekühlten Schnellen Brütern hat sich 
die Bundesregierung ausführlich in der eingangs 
erwähnten Antwort auf die Große Anfrage betr. 
friedliche Nutzung der Kernenergie vom Juli 1975 
(Drucksache 7/3871) geäußert. Sie hat ferner über 
den Stand von Risikoanalysen für Kernkraftwerke 
in der 47. Sitzung des Ausschusses für Forschung 
und Technologie am 5. Mai 1976 berichtet. 

Weiterhin habe ich kürzlich auf eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Schulze-Vorberg nach 
Schlußfolgerungen der Bundesregierung aus Risiko- 
analysen zum gasgekühlten Hochtemperaturreaktor 
den Stand und die relative Aussagefähigkeit vor- 
liegender Risikountersuchungen dargelegt. Der HTR 
weist vom physikalischen Prinzip her gegenüber 
dem LWR unterschiedliche Sicherheitsmerkmale auf. 
Ihre Bedeutung kann aber erst im Zusammenhang 
mit der Gesamtkonzeption der Anlage, ihrer detail- 
lierten konstruktiven Ausführung und Erprobung 
der eingesetzten Werkstoffe und Komponenten be- 
urteilt werden. Da anders als beim LWR die Kon- 


struktionsmerkmale großer HTR-Kraftwerke noch 
nicht feststehen, ist ein zuverlässiger Vergleich der 
beiden Systeme heute noch nicht möglich. 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß es 
technisch möglich ist, bei allen drei genannten Reak- 
tortypen den erforderlichen Schutz der Umgebung 
zu gewährleisten und unterstreicht, daß sie durch 
ein strenges Genehmigungsverfahren für alle Reak- 
tortypen dafür sorgen wird, daß der Schutz der 
Bevölkerung Vorrang vor allen anderen Überlegun- 
gen hat. 

Standortfragen 

4, b) Welche Standorte für Kernkraftwerke kom- 
men in Frage, was ist bisher zur Standort- 
vorsorge getan worden, und sind gegebenen- 
falls Energieparks auch im Meer zu errichten? 
c) Ist das Standortpotential für Energieerzeu- 
gungsanlagen der Bundesrepublik Deutsch- 
land schon erforscht? 

Neben der eingangs erwähnten Antwort auf die 
Große Anfrage hat die Bundesregierung ihre Politik 
mehrfach im Deutschen Bundestag dargelegt, z. B. 
zuletzt bei den Beratungen des Antrags der CDU/ 
CSU betr. Standortplanung von Kernkraftwerken 
(Drucksache 7/3720) durch Staatssekretär Hartkopf 
und den Parlamentarischen Staatssekretär Dr. Hauff 
in der 47. Sitzung des Ausschusses für Forschung und 
Technologie am 5. Mai 1976 und durch einen Bericht 
des Bundesministers des Innern vom 21. Juni 1976 an 
den Ausschuß für Forschung und Technologie (Aus- 
schuß-Drucksache 115), der zugleich an den Innen- 
und Wirtschaftsausschuß verteilt wurde. Dieser Be- 
richt entspricht dem neuesten Sachstand (Anlage 4). 

Besonders zu einem Teil der Frage 4 b); Zum Pro- 
blem der Errichtung von Kernkraftwerksinseln im 
Meer ist, wie bereits in der Fragestunde des Deut- 
schen Bundestages am 14. Mai 1975 (169. Sitzung 
Anlagen 2 bis 4) ausführlich erörtert, eine Studie zur 
Untersuchung der meerestechnischen Bedingungen 
von Kraftwerken aller Art im deutschen Küsten- 
bereich erarbeitet worden. Um die auftretenden 
technischen Probleme in einem realistischen Plan- 
spiel erfassen zu können, wurden dabei auch Annah- 
men über Standorte gemacht. Standortplanungen 
sind damit nicht verbunden. Die Studie kann, wie 
bereits gegenüber einem der Fragesteller geschehen, 
zur Verfügung gestellt werden. In einer Anschluß- 
stüdie werden gegenwärtig zusätzlich Fragen der 
Energietechnik und der Wirtschaftlichkeit untersucht 
um festzustellen, ob bei Beachtung aller relevanten 
Gesichtspunkte überhaupt eine Realisierungsmög- 
lichkeit für solche Projekte besteht. Konkrete Stand- 
ortplanungen für off-shore-Kernkraftwerke sind auch 
hiermit nicht verbunden. 

W ärme-Kraf t-Koppelung 

4. d) In welchem Umfange können die Kernkraft- 
werke außer zur Elektrizitätserzeugung auch 
zur Wärmebereitstellung beitragen? 

Stand und Entwicklung bei der Abwärme nutzung 
sind kürzlich in der Antwort auf die entsprechende 
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Kleine Anfrage (Drucksache 7/5738) vom 30. August 
1976 dargelegt worden. 


Transportprobleme 

5. Transport von Brennelementen 

a) Wie hoch ist der Transportbedarf für abge- 
brannte Brennelemente und die Abhängigkeit 
von den voraussichtlichen Standorten der 
Kernkraftwerke? 

b) Auf welchen Transportwegen sollen die 
Brennelemente unter dem Aspekt der Sicher- 
heit des Transports befördert werden, und 
welche Maßnahmen sind zu ergreifen, damit 
dies beim Einsatz der gesamten geplanten 
Reaktorkapazität auch möglich ist? 

c) Wie beurteilt die Bundesregierung die 
Sicherheit des Transports von radioaktivem 
Material in der Bundesrepublik Deutschland, 
und gedenkt sie gegebenenfalls Änderungen 
bei Vorschriften und Uberwachungsbehörden 
herbeizuführen? 

8. Allgemeine Transportprobleme 

a) Welche Transportmengen werden für den 
gesamten Brennstoffkreislauf bis zum Jahre 
2000 erwartet, und was wird unternommen, 
um diese Transportprobleme zu bewältigen? 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung die Be- 
wältigung der Transporte im Brennstoffkreis- 
lauf unter Berücksichtigung der Sicherheit 
einzelner Transportwege (Bahn, Wasserwege, 
Straßen)? 

10. d) Was wird unternommen zum Objektschutz 
und zur Kontrolle der radioaktiven Stoffe in 
allen Schritten des Brennstoffkreislaufs? 

Das Bruttotransportvolumen für abgebrannte Brenn- 
elemente (einschließlich Transportbehälter mit Ab- 
schirmung) betrug 1975 rund 1500 t und würde ent- 
sprechend dem Zuwachs an installierter Kernkraft- 
werksleistung zunehmen. Dies gilt auch für das 
Transportvolumen an radioaktiven Betriebsabfällen 
aus Kernkraftwerken und anderen kerntechnischen 
Einrichtungen, die außerhalb des geplanten Entsor- 
gungszentrums für abgebrannte Brennelemente an- 
fallen werden. 

Die Bundesregierung wird dafür Sorge tragen, daß in 
diesem bereits jetzt industriell betriebenen Bereich 
auch künftig keine Engpässe entstehen. Ein Mittel 
hierfür ist u. a. die stärkere Benutzung der Deut- 
schen Bundesbahn. 

über den Sachbereich Sicherheit von Transporten 
wurde vom zuständigen Innenausschuß des Deut- 
schen Bundestages (auch im Zusammenhang mit der 
Novellierung zum Atomrecht) auf der Grundlage des 
veröffentlichten Berichts des Bundesministers des 
Innern betr. Sicherheit kerntechnischer Einrichtungen 
und Strahlenschutz (Rechenschaftsbericht und Pro- 
gramm) vom September 1974 wiederholt beraten. 

Die Bundesregierung richtet sich bei ihren Maßnah- 
men und der Anpassung der Vorschriften über die 
Sicherheit bei der Beförderung radioaktiver Stoffe 
nach den Empfehlungen der lAEO, die von inter- 
nationalen Experten, unter Beteiligung auch von 
Experten aus der Bundesrepublik Deutschland aus- 
gearbeitet wurden. 

Gegenwärtig werden die bestehenden Verkehrs recht- 
lichen Vorschriften überarbeitet 


Entsorgung 

6. Wiederaufarbeitung 

a) Was wird unternommen, damit die geplante 
Wiederaufarbeitungsanlage die notwendige 
Kapazität hat zur Aufnahme der abgebrann- 
ten Brennelemente aus der installierten Kern- 
reaktorkapazität in der Bundesrepublik 
Deutschland? 

b) Welche zeitlichen Vorstellungen existieren 
für die Inbetriebnahme der Wiederaufarbei- 
tungsanlage, welche Emissionswerte für die 
Abgabe radioaktiver Stoffe an die Umwelt 
werden für zulässig erachtet, und was ist 
veranlaßt worden, damit mit dem Bau der 
Anlage begonnen werden kann? 

c) Wann müssen die Maßnahmen für den Bau 
weiterer Wiederaufarbeitungsanlagen in die 
Wege geleitet werden, und hat sich die Bun- 
desregierung um die Standortsicherung die- 
ser Anlagen bemüht? 

d) Was wird unternommen, um durch verstärkte 
Forschung und Entwicklung die Wiederaufar- 
beitungsanlagen zu verbessern und radio- 
aktive Abfälle weiter zu verwenden? 

e) Wie beurteilt die Bundesregierung insbe- 
sondere die Rückführung von Uran und Plu- 
tonium in den Brennstoffkreislauf aus Wie- 
deraufarbeitungsanlagen heraus? 

f) Welche Abgaben an radioaktiven Gasen und 
Stoffen erwartet die Bundesregierung aus 
der geplanten Wiederaufarbeitungsanlage für 
die Umgebung? 

g) In welchem Umfange hat der Staat bisher 
die Forschungs- und Entwicklungsarbeiten 
für die Bereiche des Brennstoffkreislaufs 
unter besonderer Berücksichtigung der Wie- 
deraufarbeitung unterstützt, und was gedenkt 
er in Zukunft zu unternehmen? 

7. Endlagerung 

a) Welche Mengen an radioaktiven Abfällen 
(Brennelement-Abfälle und Betriebs-Abfälle) 
kerntechnischer Anlagen werden bis zum 
Jahre 2000 erwartet? 

b) Reichen die geplanten Lagerstätten aus, und 
was wird zu ihrer Sicherung unternommen? 

10. Allgemeine Probleme des Brennstoffkreislaufs 

a) Welche Forderungen ergeben sich aus den 
Lösungsansätzen für die Bewältigung der 
Probleme des Brennstoffkreislaufs im Hin- 
blick auf die zu verfolgenden Reaktoren und 
damit auch für die Brennelementherstellung 
und Brennelementabbrand? 

b) Hat der Einsatz des Schnellen Brüters in der 
Bundesrepublik Deutschland in diesem Jahr- 
hundert noch einen wesentlichen Einfluß auf 
den Brennstoffkreislauf? 

c) Wie beurteilt die Bundesregierung die Risi- 
ken der Abgabe von radioaktiven Materia- 
lien aus dem Brennstoffkreislauf an die Um- 
welt, und welchen Einfluß hat dies auf die 
Gesundheit der Bevölkerung? 

4. e) Was geschieht mit abgebrannten Brennele- 
menten der Kernkraftwerke, wenn die Wie- 
deraufarbeitungsanlage nicht betriebsbereit 
ist und die Lagerbecken bei der Wiederauf- 
arbeitungsanlage nicht ausreichen? 

Die Bundesregierung hat ihr Konzept zur Entsorgung 
mehrfach im Deutschen Bundestag und seinen Gre- 
mien dargelegt und diskutiert. Neben der geschlos- 
senen Darstellung des gesamten Brennstoffkreislaufs 
in der Antwort auf die Große Anfrage wurde der 
Bereich Entsorgung zuletzt in Beantwortung einer 
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Anfrage vom 28. Juli 1976 des Abgeordneten Harald 
B. Sdiäfer dargelegt (Drucksache 7/5681 Nr. 9 f.). In 
Ergänzung hierzu stellt die Bundesregierung gemäß 
ihrem Grundsatz, der Sicherheit Vorrang vor allen 
anderen Überlegungen zu geben, nochmals fest, daß 
die Auswirkungen dieser Entsorgungsanlage auf die 
Umgebung den Schutzvorschriften zur Sicherheit von 
Menschen und Umwelt genügen müssen; anderen- 
falls kann die Anlage nicht genehmigt werden. 

Die Bundesregierung ist allerdings der Meinung, 
daß aufgrund der bereits vorhandenen Erfahrungen 
und technologischen Kenntnisse derartige grund- 
legende Probleme nicht auftreten werden. 

Die derzeit noch nicht ausreichend beantworteten 
technologischen Fragen werden in den nächsten 
Jahren baubegleitend gelöst werden; das in den 
öffentlichen Forschungseinrichtungen verfügbare 
Potential soll dabei besonders genutzt werden. 

Besonders zu Frage 4 e: Es ist geplant, die Kapazität 
der Lagerbecken für abgebrannte Brennelemente an 
der zentralen Wiederaufarbeitungsanlage so groß 
auszulegen, daß selbst für nicht zu erwartende, 
außergewöhnlich lange Betriebsstillstände noch eine 
ausreichende Reserve vorhanden ist. Im übrigen ist 
es in solchen Fällen auch noch möglich, den Abtrans- 
port vom Reaktor zur Entsorgungsanlage zu ver- 
schieben. 

Nicht zuletzt besteht über die vertraglich geregelte 
Industrie-Zusammenarbeit mit England und Frank- 
reich auf diesem Gebiet die Möglichkeit zur gegen- 
seitigen Hilfe. 

Spaltstoffflußkontrolle 

9. Spaltstoffflußkontrolle 

a) In welchem Umfange wird die Spaltstofffluß- 


kontrolle durch die Expansion der Kernener- 
gie in der Bundesrepublik Deutschland ver- 
stärkt, wer ist dafür zuständig, und wie wirkt 
sich insbesondere das Verifikationsabkom- 
men aus? 

b) Welche Kosten entstehen aufgrund der Spalt- 
stoffflußkontrolle im Rahmen des Verifika- 
tionsabkommens in der Bundesrepublik 
Deutschland, und wie werden diese Kosten 
verteilt? 

Parallel zum Ausbau der Kernenergienutzung in der 
Bundesrepublik Deutschland und den übrigen Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft wird eine gewisse 
Erhöhung der Inspektionstätigkeit und damit eine 
Vergrößerung des Inspektorats bei den Kontroll- 
organisationen erwartet. Zuständig für die Sicher- 
heitsmaßnahmen sind die aufgrund des Euratomver- 
trags geschaffene europäische Behörde (Direktion 
Sicherheitsüberwachung Euratom mit Sitz in Luxem- 
burg) und im Rahmen des Verifikationsabkommens 
die Abteilung Sicherheitsmaßnahmen und Inspek- 
tion der Internationalen Atomenergieorganisation 
(lAEO) mit Sitz in Wien. Das Verifikationsabkom- 
men führt zu einer Modernisierung bei der Durchfüh- 
rung der Sicherheitsmaßnahmen. 

Die bei der lAEO und Euratom für die Durchfüh- 
rung der Spaltstoffflußkontrolle in der Bundesrepu- 
blik Deutschland anfallenden Kosten werden von 
den beiden Organisationen im Rahmen ihrer jewei- 
ligen Haushalte getragen. Soweit durch Anordnung 
der Kontrollorgane in den deutschen Kernanlagen 
besondere Kosten verursacht werden (z. B. Probe- 
entnahme) werden die Kosten von der die Maßnah- 
me anordnenden Organisation übernommen. 

Ergänz^end wird auf die Antwort der Bundesregie- 
rung zur Fragestunde vom 19. März 1976 (231. Sit- 
zung Anlage 61) verwiesen. 
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Anlage 1 


Natururanbedarf ohne Uran- und Plutoniumrezyclierung in t Unat 


Jahr 

Bedarf 

Vertraglich 

gesichert 

offen 

1975 

1 585,3 

1 585,3 

0,0 

1976 

1 554,9 

1 554,9 

0,0 

1977 

2 493,0 

2 493,0 

0,0 

1978 

3 824,8 

3 824,8 

0,0 

1979 

4 859,7 

3 684,8 

1 174,9 

1980 

4 646,7 

3 158,9 

1 487,8 

1981 

6 037,8 

2 274,4 

3 763,4 

1982 

7 909,9 

1 907,5 

6 002,4 

1983 

8 090,4 

1 566,7 

6 523,7 

1984 

9 113,5 

1 566,7 

7 546,8 

1985 

10 301,8 

1 163,7 

9 138,1 

1986 

10 927,1 

802,9 

10 124,2 

1987 

11818,6 

0,0 

11 818,6 

.1988 

12 749,9 

0,0 

12 749,9 

1989 

13 807,9 

0,0 

13 807,9 

1990 

14 173,9 

0,0 

14 173,9 

1991 

13 618,4 

0,0 

13 618,4 

1992 

14 058,3 

0,0 

14 058,3 


Bei der Rückführung von Resturan und Plutonium aus abgebrannten Brennele- 
menten werden sich die Bedarfswerte noch erniedrigen. 

Die Hauptlieferländer sind: Kanada, Südafrika, Frankreich. 
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Anlage 2 


Jahr 

Bedarf 

USA 

1 URENCO EURODIF | 
vertraglich gesichert 

UdSSR 

offen 

1975 

838,6 

543,0 

0,0 

0,0 

293,6 

0,0 

1976 

819,0 

772,2 

0,0 

0,0 

46,8 

0,0 

1977 

969,6 

491,7 

0,0 

0,0 

477,9 

0,0 

1978 

1630,6 

862,8 

44,9 

0,0 

722,8 

0,0 

1979 

2290,4 

1010,3 

268,1 

0,0 

968,3 

43,7 

1980 

2538,7 

1365,1 

396,9 

0,0 

601,8 

174,9 

1981 

2677,1 

1137,7 

673,8 

48,1 

745,3 

72,3 

1982 

3825,4 

1510,5 

945,8 

192,5 

630,7 

545,9 

1983 

4244,1 

1481,7 

1260,8 

0,0 

630,7 

870,9 

1984 

4534,9 

1383,5 

1022,1 

130,6 

630,7 

1367,8 

1985 

5377,8 

1501,2 

1229,2 

130,6 

630,7 

1886,1 

1986 

5770,9 

1400,0 

1229,2 

130,6 

441,3 

2569,9 

1987 

6176,2 

1155,8 

1229,2 

130,6 

441,3 

3219,3 

1988 

6751,1 

1155,8 

1229,2 

130,6 

441,3 

3794,2 

1989 

7326,4 

846,8 

1229,2 

130,6 

441,3 

4678,5 

1990 

8041,8 

846,8 

1229,2 

130,6 

441,3 

5393,9 

1991 

7859,3 

559,6 

1229,2 

130,6 

441,3 

5498,6 

1992 

7798,0 

559,6 

1229,2 

130,6 

441,3 

5437,4 
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Anlage 3 


Jahr 

N atururanbedarf 
in t U 

ohne U und Pu- i mit U und Pu- 

Rezyklierung Rezyclierung 

Trennarbe 
in 1 1 

ohne U und Pu- 
Rezyklierung 

utsbedarf 

JTA 

mit U und Pu- 
Rezyclierung 

1975 

1 585,3 

1 539,5 

838,6 

821,5 

1976 

1 554,9 

1 509,2 

819,0 

801,8 

1977 

2 493,0 

2 413,2 

969,6 

939,1 

1978 

3 824,8 

3 708,6 

1 630,6 

1 586,8 

1979 

4 859,7 

4 681,6 

2 290,4 

2 222,5 

1980 

4 646,7 

4 424,7 

2 538,7 

2 454,8 

1981 

6 037,8 

5 659,7 

2 677,1 

2 532,9 

1982 

7 909,9 

7 415,8 

3 825,4 

3 637,2 

1983 

8 090,4 

7 521,7 

4 244,1 

4 030,3 

1984 

9113,5 

8 363,4 

4 534,9 

4 251,6 

1985 

10 301,8 

9 192,0 

5 377,6 

4 964,8 

1986 

10 927,1 

9 387,4 

5 770,9 

5 197,7 

1987 

11 818,6 

10 066,3 

6 176,2 

5 525,6 

1988 

12 749,9 

10 755,4 

6 751,1 

6 005,3 

1989 

13807,9 

11 384,7 

7 326,4 

6 420,7 

1990 

14 173,9 

11 445,3 

8 041,8 

7 017,2 

1991 

13 618,4 

10 602,3 

7 859,3 

6 723,1 

1992 

14 058,3 

10 697,2 

7 798,0 

6 527,8 
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Anlage 4 


Bericht an den Ausschuß für Forschung und Technologie des Deutschen Bundestages 
über den Sachstand betr. die Standortplanung von Kernkraftwerken (Drucksache 7/3720] 


Die Bundesregierung nahm am 5. Mai 1976 zum 
Antrag der CDU/CSU-Fraktion (Drucksache 7/3720) 
zu Problemen der Standortplanung von Kernkraft- 
werken vor dem Ausschuß für Forschung und Tech- 
nologie des Deutschen Bundestages mündlich Stel- 
lung. 

Der Ausschuß stellte fest, daß nach der Stellung des 
Antrags mit der Beantwortung der Großen Anfrage 


der Koalitionsfraktionen zur friedlichen Nutzung der 
Kernenergie zu grundsätzlichen Fragen der Standort- 
planung für Kernkraftwerke bereits ausführlich Stel- 
lung genommen wurde. 

Er bat die Bundesregierung um einen ergänzenden 
Sachstandsbericht, der im folgenden vorgelegt wird. 
Die Bundesregierung nimmt zu den Punkten des 
Antrags 7/3720 wie folgt Stellung: 


Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3720 

04. 06. 75 
Sachgebiet 751 


Antrag 

der Abgeordneten Frau Dr. Walz, Lenzer, Pfeffermann, Benz, Engelsberger, Dr. Franz, Roser, 
Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Stavenhagen, Solke, Ey und der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Standortpianung von Kernkraftwerken 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Die Bundesregierung wird aufgefordert, zusammen mit den Ländern 

1. eine mittel- (bis 1985) und langfristige Planung für die Standortvorsorge von 
Kernkraftwerken zu erarbeiten; 

2. sicherheits- und umweltorientierte Planungskriterien für die Standorte zu ent- 
wickeln, die eine weitgehende Standardisierung des Reaktortyps ermöglichen; 

3. die Bevölkerung über die Notwendigkeit und Gefahren von Kernkraftwerken 
umfassend aufzuklären; 

4. Standortbewegungen, die heute für Leichtwasserreaktoren gesammelt werden, 
auf die übrigen Typen auszudehnen; 

5. für das gesamte Bundesgebiet in gleicher Weise anwendbare Bewertungs- 
kriterien zu ermitteln; 

6. hinsichtlich der Planungen an Flüssen oder in Grenznähe mit allen angren- 
zenden Ländern Kontakte und danach Verhandlungen aufzunehmen; 

7. die Anwendung des Rasmussen-Berichts auf die Bundesrepublik und die be- 
nachbarten Länder zu prüfen, insbesondere im Hinblick auf die größere 
Bevölkerungsdichte; 

8. auf der Ebene der Europäischen Gemeinschaften eine Studie über die sicher- 
heits- und umweltorientierten Planungskriterien von schnellen Brütern und 
Hochtemperaturreaktoren anfertigen zu lassen, die im Rasmussen-Bericht 
nicht berücksichtigt sind. 


Bonn, den 4. Juni 1975 
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1. Erarbeitung einer mittel- (bis 1985) und langfri- 
stigen Planung für die Standortvorsorge von 
Kernkraftwerken durdi die Bundesregierung zu- 
sammen mit den Ländern 

Die Bundesregierung hat seit mehreren Jahren die 
Notwendigkeit erkannt, Standorte für Energieerzeu- 
gungsanlagen, insbesondere für Kernkraftwerke, 
bundeseinheitlich mit den Mitteln der Raumordnung 
und Landesplanung frühzeitig, d. h. im Rahmen einer 
Standortvorsorge zu planen. In dieser Art der Pla- 
nung sieht die Bundesregierung Vorteile 

— für die Realisierung des Energieprogramms, 

— für eine angemessene räumliche Verteilung der 
Standorte aus der Sicht der Raum- und Siedlungs- 
entwicklung, 

— für die optimale Gewährleistung von Reaktor- 
sicherheit, Strahlen schütz und Umweltschutz, 

— für den Dialog mit der Öffentlichkeit mit dem 
Ziel der Information und der Beteiligung des 
Bürgers bei der Auswahl von Standorten. 

Die Bundesregierung hat diese Vorstellungen wie- 
derholt zum Ausdruck gebracht, insbesondere im 
Rahmen von Länderausschüssen, Ständigen Bimd/ 
Länder-Abteilungsleiterausschüssen, der Minister- 
konferenz für Raumordnung und für Umweltschutz 
und der Ministerpräsidentenkonferenz. Darüber hin- 
aus hat die Bundesregierung ihre Vorstellungen in 
der Beantwortung der Großen Anfrage der SPD/FDP- 
Koalitionsfraktionen im Deutschen Bundestag zur 
friedlichen Nutzung der Kernenergie erläutert. 

Die Bundesregierung hat jedoch selbst keine Kom- 
petenz zur Planung von Kernkraftwerksstandorten. 
Nach dem Bundesraumordnungsgesetz ist die Auf- 
stellung von Plänen oder Programmen, die sich mit 
der Standortvorsorge für Kraftwerke (konventionelle 
Kraftwerke und Kernkraftwerke) befassen, eine An- 
gelegenheit der Länder (§ 5 Abs. 1 ROG). Derartige 
fachliche Entwicklungspläne oder -programme sind 
gemäß § 4 Abs. 5 und § 10 Abs. 2 des Bundesraum- 
ordnungsgesetzes mit dem Bund abzustimmen. Eine 
Initiativ-Planung des Bundes, wie sie gefordert wird, 
ist in dieser Form nach der bestehenden Kompetenz- 
verteilung nicht möglich. 

Aufgrund der gegebenen Zuständigkeiten und Not- 
wendigkeiten befinden sich die Standortvorsorgepla- 
nungen im Bundesgebiet in unterschiedlichen Sta- 
dien. Von den bis 1985 benötigten Standorten sind 
zahlreiche bereits Gegenstand eines atomrechtlichen 
Genehmigungsverfahrens. Andere befinden sich in 
einem fortgeschrittenen Stadium der Standortsiche- 
rung durch die Länder. 

Nach den z. Z. vorliegenden Informationen kann fol- 
gender Überblick über die Standortvorsorge bei den 
Ländern gegeben werden: 

Baden- Württemberg : 

Fachlicher Entwicklungsplan „Kraftwerkstandorte" 


(sachlicher Teilplan der Landesplanung gemäß § 5 
Abs. 1 Satz 2 des Bundesraumordnungsgesetzes) vom 
Kabinett beschlossen. Er betrifft sowohl Kernkraft- 
werke als auch fossile Kraftwerke. Er hat dem Land- 
tag zur Stellungnahme Vorgelegen, Verbindlich- 
Erklärung durch Rechtsverordnung der Landesregie- 
rung in allernächster Zeit beabsichtigt. 

Bayern: 

Aufstellung eines Standortsicherungsplanes für Wär- 
mekraftwerke (sachlicher Teilplan der Landespla- 
nung gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 des Bundesraumord- 
nungsgesetzes) beabsichtigt. Vorarbeiten laufen. 

Der Standortsicherungsplan soll als Teil des Energie- 
programmes II für Bayern in Form eines fachlichen 
Programmes im Sinne von Artikel 15 des Bayeri- 
schen Landesplanungsgesetzes aufgestellt werden. 

Raumordnungsverfahren für den Einzelfall können 
hierdurch allerdings nicht ersetzt werden. 

Hessen: 

Standort- und Trassenplan über Erzeugungs- und 
Verteilungsanlagen der Stromversorgung wird er- 
arbeitet. 

Grundsatzpapier liegt vor, jedoch noch keine kon- 
krete Auswahl von Standorten; z. Z. Erarbeiten von 
Standortkriterien. 

Rheinland-Pfalz: 

Keine zusammenfassende sachliche Teilplanung (§ 5 
Abs. 1 Satz 2 BROG) für Kraftwerkstandorte, jedoch 
wurden weitere Standortvorsorgeuntersuchungen 
durch eine interministerielle Arbeitsgruppe ein- 
geleitet. 

Saarland: 

Keine zusammenfassende sachliche Teilplanung (§ 5 
Abs. 1 Satz 2 BROG) für Kraftwerkstandorte. 

Standorte für Kohlekraftwerke sind vorhanden. 

Im Energieprogramm für das Saarland wird zu An- 
fang der 80er Jahre mit der Errichtung' eines Kern- 
kraftwerkes gerechnet. 

Nordrhein- Westfalen: 

Landesentwicklungsplan VI „Festlegung von Ge- 
bieten für flächen-intensive Großvorhaben (einschl. 
Standorte für Energieerzeugung), die für die Wirt- 
schaftsstruktur des Landes von besonderer Bedeu- 
tung sind" (sachlicher Teilplan der Landesplanung 
gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 des Bundesraumordnungs- 
gesetzes) in Aufstellung begriffen. Er gilt außer für 
Kraftwerke auch für andere flächenintensive Groß- 
vorhaben, z. B. Raffinerien. 

Niedersachsen: 

Keine zusammenfassende sachliche Teilplanung (§ 5 
Abs. 1 Satz 2 Bundesraumordnungsgesetz) für Kraft- 
werkstandorte. 

Jedoch Raumordnungsverfahren nach dem Nieder- 
sächsischen Gesetz über Raumordnung und Landes- 
planung für Einzelstandorte. 
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Die Standorte sollen in die Neuaufstellung des Lan- 
des-Raumordnungsprogrammes und der darauf auf- 
bauenden regionalen Raumordnungsprogramme ein- 
bezogen werden. 

Eine interministerielle Projektgruppe überprüft im 
Vorfeld dieser Maßnahmen Vorschläge für Stand- 
orte und erklärt sie ggf. für geeignet. 

Schleswig-Holstein : 

Der Entwurf eines vorläufigen Standortplanes liegt 
dem Kabinett zur Billigung vor. 

Bremen: 

Keine eigene konkrete Vorsorgeplanung, da Zusam- 
menarbeit mit Niedersachsen. 

Hamburg: 

Keine eigene Standortvorsorgeplanung für Kern- 
kraftwerke. Fühlungnahme mit Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein zur Deckung des Energiebedarfs. 
Für den Zeitraum ab 1985 hängt die Standortfindung 
weitgehend von technischen Faktoren ab, die z. Z. 
kaum überschaubar sind (z. B. Einsatzmöglichkeiten 
des Trockenkühlverfahrens und der Abwärmever- 
wertung) sowie von weiteren Faktoren auf der 
Bedarfsseite. 

Für die Bundesregierung ergibt sich aus der derzei- 
tigen Kompetenzverteilung zwischen Bund und Län- 
dern, daß die Verantwortung für die Standortpla- 
nung für Kernkraftwerke bei den Ländern liegt. Sie 
sieht für sich jedoch Aufgaben in der 

— Anregung von Maßnahmen durch die Länder; 

— Unterstützung der Aktivitäten der Länder durch 
koordinierende und abstimmende Tätigkeiten, 
z. B. bei der Erarbeitung von bundeseinheitlichen 
Bewertungskriterien für Standorte und der Ab- 
stimmung von Standortplanungen nach dem 
Raumordnungsgesetz ; 

— Förderung pfoblemspezifischer wissenschaftlicher 
Studien. 

Wegen der Notwendigkeit der Abstimmung von 
Planungen in grenznahen Räumen mit Nachbarstaa- 
ten ist darüber hinaus eine von Bund und Ländern 
gemeinsam getragene und vom Bund nach außen 
vertretene Standortpolitik erforderlich. 

Die Bundesregierung nimmt in diesem Rahmen ihre 
Aufgaben wahr: 

Zum Aspekt „Anregung" wurde bereits auf die 
Appelle hingewiesen, die im Rahmen von Bund/Län- 
der-Gremien sowie im Rahmen von Berichterstattun- 
gen an den Deutschen Bundestag gegeben wurden. 
Positive Ergebnisse sind im internationalen Rahmen 
zu verzeichnen. Hier sind zu nennen die Koordinie- 
rung in tri- und bilateralen Gremien, die Probleme 
der Standortplanung oder Standortbewertung be- 
arbeiten. 

Hierüber wird unter Punkt 6 ausführlich berichtet. 
Im nationalen Rahmen sind unterschiedliche Ergeb- 
nisse festzustellen: 


Herausragend ist die Erarbeitung von „Standort- 
bewertungsdaten aus der Sicht von Reaktorsicher- 
heit und Strahlenschutz" mit dem „Lände raus schuß 
Atomkernenergie" durch den BMI, die seit 1975 vor- 
liegen. 

Hier lag durch die Aufsicht des Bundes über die 
atomrechtlichen Genehmigungsverfahren für die 
Länder ein besonderer Anreiz zur Kooperation mit 
dem Bund vor. Der BMI hat bei kerntechnischen An- 
lagen die Möglichkeiten deren Standort zu überprü- 
fen, zusätzliche Sicherheits- oder Strahlenschutzauf- 
lagen vorzuschreiben oder einen Standort auch ab- 
zulehnen. 

Standortkriterien aus energiewirtschaftlicher Sicht 
stellt der BMWi z. Z. gemeinsam mit den Ländern 
zusammen. 

Die Erarbeitung einer Zusammenstellung der in der 
Bundesrepublik verwendeten Kriterien und Daten 
zur Standortvorauswahl durch den BMBau und die 
Länder, eine Aktivität, die für die Erarbeitung von 
umfassenden Standortkriterien unerläßlich ist, be- 
darf einer intensiven Zuarbeit der Länder. Die Bun- 
desregierung hält den zügigen Fortgang dieser Akti- 
vitäten für erforderlich. Im Hinblick auf die Kom- 
petenzlage des Bundes und den Planungsfortschritt 
in den Ländern ist nur ein darstellendes Verfahren 
(kartographische Darstellung mit Erläuterungs- 
bericht) geeignet, den Planungsstand im Bundes- 
gebiet überschaubarer zu machen und etwa noch 
fehlende Überlegungen über den Stand auf Bundes- 
ebene zu ermöglichen. Ansätze für eine zusammen- 
fassende Darstellung der Planungsmaßnahmen im 
Bundesgebiet für die Standortvorsorge bei Kraftwer- 
ken finden sich im Raumordnungsbericht 1974 der 
Bundesregierung (Drucksache 7/3582, S. 80 ff). 

Ein solcher - fortgeschriebener und detaillierter - 
„Planungsspiegel" könnte für noch zu treffende Ent- 
scheidungen eine wesentliche Hilfe sein. Neben den 
Vorhaben, die sich im atomrechtlichen Genehmi- 
gungsverfahren befinden, sollen in dem Planungs- 
spiegel Vorhaben, für die ein landesplanerisches 
Verfahren abgeschlossen ist, aufgenommen werden. 
Zum Aspekt „Bewertungskriterien" wird in Punkt 5 
berichtet. 

Hinsichtlich der problemspezifischen Untersuchungen 
fördern die Bundesressorts zahlreiche Studien, deren 
Ergebnisse planungsbedeutsam sind. 

Es sei hier beispielhaft auf die Themenkreise Risiko- 
quantifizierung, Abwärmeregie, Strahlenbelastung 
der Umwelt, Unterirdische Bauweise, Küsten- bzw. 
Off shore-Bauweise hingewiesen. Insgesamt sollte 
die Zusammenarbeit der Länder mit dem Bund inten- 
siviert werden. 


2. Entwicklung von Sicherheits- und Umweltorien- 
tierten Planungskriterienr die eine weitgehende 
Standardisierung des Reaktortyps ermöglichen. 

Voraussetzung für die Zweckmäßigkeit einer Stan- 
dardisierung von Kernkraftwerken ist, daß nach Er- 
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reichen der kommerziellen Reife des Kernkraftwerk- 
typs wesentliche Änderungen an der Auslegung des 
Kernkraftwerks nicht zu erwarten sind. 

Dieser Entwicklungsstand zeichnet sich für die der- 
zeit üblichen Leichtwasserreaktor-Kernkraftwerke 
ab. Deshalb bemühen sich die Hersteller und Betrei- 
ber derartiger Kernkraftwerke um eine Standardi- 
sierung, die auch eine Rationalisierung der Geneh- 
migungsverfahren erwarten läßt. 

Für die Hochtemperatur-Reaktoren und Schnellen 
Brutreaktoren sind die Voraussetzungen für eine 
Standardisierung noch nicht gegeben, da sich diese 
Reaktortypen noch in der Entwicklungsphase befin- 
den und Betriebserfahrungen mit kommerziellen 
Kernkraftwerken dieser Typen nicht vorliegen. Er- 
richtungsgenehmigungen werden z. Z. nicht standort- 
unabhängig erteilt. 

Dies kommt in der Genehmigungspolitik der Bundes- 
regierung für Standorte in Verdichtungsräumen zum 
Ausdruck. Sie lehnt zwar Kernkraftwerke in Ver- 
dichtungsräumen nicht grundsätzlich ab, ist aber der 
Ansicht, daß eine Kompensation der Standortnach- 
teile durch eine weitere sicherheitstechnisdie Ertüch- 
tigung der Anlage und zusätzliche Sicherheits- 
systeme erfolgen muß. Dies setzt einer absoluten 
Standardisierung Grenzen. Vielmehr ist an jedem 
Standort zu prüfen, ob ein standardisiertes Kern- 
kraftwerk bei den jeweils typischen Standortgege- 
benheiten genehmigt werden kann. 

Die Entwicklung von Standortplanungskriterien 
kann daher allenfalls für einen Standardreaktor und 
eine geeignete Klasse von Standorten möglich sein. 
In der Praxis zeichnen sich die meisten Standorte in 
der dichtbesiedelten und industrialisierten Bundes- 
republik durch Besonderheiten aus, die bei der Auf- 
stellung strenger Standortkriterien das Auffinden 
geeigneter Standorte eher erschweren als erleich- 
tern würden. 


3. Aufklärung der Bevölkerung über die Notwen- 
digkeit und die Gefahren von Kernkraftwerken 

Die Bundesregierung hat in der Absicht, die Infor- 
mation und Aufklärung der Öffentlichkeit über wich- 
tige Fragen der Kernenergie zu verstärken, ver- 
schiedene Dokumente vorgelegt: 

— Bericht des BMI an den Innenausschuß des Deut- 
schen Bundestages zu „Sicherheit kerntechnischer 
Einrichtungen und Strahlenschutz" (1974), 

— Antwort der Bundesregierung auf die Große An- 
frage im Bundestag zur friedlichen Nutzung der 
Kernenergie (Juli 1975), 

— Kernenergie / Eine Bürgerinformation der Bun- 
desregierung (BMFT 1975), 

— 4. Atomprogramm (1972 bis 1976), 

— 1. Fortschreibung des Energieprogramms (1975) 


— Jahresberichte des BMI über Umweltradioakti- 
vität und Strahlenbelastung. 

Weitere Aktivitäten wurden auf der letzten Mini- 
sterpräsidentenkonferenz festgelegt, wo beschlossen 
wurde, weitere Aufklärungsmaßnahmen seien zwi- 
schen Bund und Ländern gemeinsam zu tragen. Mit 
der Federführung einer umfassenden und langfristig 
angelegten Informationsaktion ist der BMFT beauf- 
tragt worden. Die Aktion verfolgt das Ziel, Fort- 
schritte in drei Bereichen zu bringen: 

1. Die Information über den Energiebedarf zu ver- 
mitteln, 

2. die Kenntnisse über Organisation und physika- 
lisch-technische Aspekte von Kernkraftwerken, 
des Brennstoffkreislaufs und der Reaktorsicher- 
heit unter besonderer Berücksichtigung der Um- 
welteinflüsse zu verbreiten, 

3. das Vertrauen der Bevölkerung in die Funktions- 
fähigkeit demokratischer Prozesse in der Kern- 
energiekontroverse zu stärken. 

Diese Ziele werden methodisch auf zweierlei Art an- 
gegangen: 

1. In der Durchführung einer Informationskampagne, 

2. in der Bereitstellung von Informationen, insbe- 
sondere einer umfangreichen Dokumentation, die 
Ende 1976 fertiggestellt sein soll. 

Für die Bauleitplanung ist in der in den letzten Ta- 
gen verabschiedeten Novelle zum Bundesbaugesetz 
eine wesentliche Verstärkung der Bürgerbeteiligung 
vorgesehen. 

Der Bundesminister des Innern bemüht sich im 
Rahmen des ihm zur Verfügung stehenden Instru- 
mentariums im Rahmen des Atomgesetzes und des 
BImSchG den Wunsch des Bürgers nach mehr Infor- 
mation und Partizipation zu befriedigen. Die Be- 
stimmungen zweier in Vorbereitung befindlicher 
Verordnungen, der atomrechtlichen Verfahrensord- 
nung und der Verordnung über die Grundsätze des 
Genehmigungsverfahrens nach § 10 Abs. 10 BImSchG 
werden die Bürgerbeteiligung im Genehmigungs- 
verfahren wirksamer ausgestalten. 

Darüber hinaus ist der BMI bemüht, die bei seiner 
Entscheidungsfindung maßgebende Beratung durch 
die Reaktorsicherheits- bzw. die Strahlenschutzkom- 
mission für die Öffentlichkeit transparent zu machen. 
Die Empfehlungen der genannten Gremien werden 
deshalb laufend im Bundesanzeiger veröffentlicht. 


4. Ausdehnung der Standortbewertungen für 

Leichtwasserreaktoren auf andere Reaktortypen 

Eine Bewertung der Standorte orientiert sich u. a. 
an wirtschaftlichen, nuklearspezifischen und umwelt- 
relevanten Eigenschaften des Reaktortyps. Die Auf- 
stellung von Standortbewertungsdaten setzt in ge- 
wissem Maß eine Festschreibung dieser Eigenschaf- 
ten voraus. Sowohl beim HTR als auch beim Schnel- 
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len Brüter ist die Entwicklung jedoch noch nicht ab- 
geschlossen. Standortbewertungsdaten erscheinen 
hier noch nicht zweckmäßig. 

Darüber hinaus ist in den nächsten Jahren nicht da- 
mit zu rechnen, daß eine größere Anzahl dieser 
Reaktortypen gebaut werden. 

Im übrigen unterzieht die Bundesregierung die ge- 
nannten neuen Reaktorlinien laufend einer Prüfung, 
um mögliche Vor- und Nachteile gegenüber den 
Leichtwasserreaktoren rechtzeitig zu erkennen und 
daraus auch Schlußfolgerungen für die Standortwahl 
zu ziehen, beispielsweise für den eventuellen Ein- 
satz von Hochtemperaturreaktoren für die Wärme- 
versorgung von Baliungs- und Industriegebieten. 


5. Ermittlung von Bewertungskriterien, die für das 
gesamte Bundesgebiet in gleicher Weise 
anwendbar sind. 

Bewertungskriterien müssen über eine Anwendbar- 
keit im Rahmen einer Standortvorsorgeplanung hin- 
aus auch im Rahmen von Genehmigungsverfahren 
anwendbar sein. 

Während Kriterien für eine Standortvorsorge ein 
Grobraster für die Bewertung darstellen sollen, müs- 
sen zur Erteilung einer Standortgenehmigung die 
Bewertungen in einer detaillierten Betrachtungswei- 
se zu eindeutigen Ja/Nein-Entscheidungen führen. 
Ermessensentscheidungen bei der Wichtung der ein- 
zelnen Kriterien im Wege ihrer Verknüpfung zu 
einer Ja/Nein-Entscheidung sollten soweit wie mög- 
lich eingeschränkt werden. Dies wird in den Berei- 
chen, wo Grenzwerte zur Verfügung stehen - wie 
z. B. in den Bereichen Sicherheit und Strahlenschutz, 
Umweltschutz - leichter sein als in den Bereichen, 
wo fallweise Kriterien gegeneinander abgewogen 
werden müssen - wie z. B. in den Bereichen Wirt- 
schaft und Raumordnung. 

Für den Bereich „Sicherheit und Strahlenschutz" 
wurde durch die bereits zitierten „Standortbewer- 
tungsdaten des BMI Vorarbeit für die Erarbeitung 
von Bewertungskriterien geleistet. Durch Abstützung 
auf ein EDV-System mit Datenbank soll die Bewer- 
tung jedes vorgegebenen Standortes in der Bundes- 
republik Deutschland trotz datenintensiver Bewer- 
tungschritte in kurzer Zeit möglich sein. Aspekte der 
Energiewirtschaft, der Raumordnung, des Umwelt- 
schutzes können in die Bewertung einbezogen wer- 
den. 

Die Entwicklung des Bewertungssystems wird Mitte 
1977 abgeschlosesn sein. Daran wird sich die prak- 
tische Erprobung des Systems anschließen. Die An- 
wendung dieses Systems beschränkt sich zunächst 
auf Standorte für Leichtwasserreaktoren. 

BMBau wird sich aus der Sicht von Raumordnung 
und Städtebau an dieser Untersuchung beteiligen. 


Die Untersuchungen werden ergänzend und kompa- 
tibel sein. 

Im Rahmen einer Arbeitsgruppe der Ministerkon- 
ferenz für Raumordnung ist hierfür der Entwurf einer 
Zusammenstellung der im Bundesgebiet anwendba- 
ren „Kriterien und Daten zur Standortvorauswahl 
bei Kernenergieanlagen" vorbereitet worden. Dieser 
Entwurf hat das Ziel, die aus der Sicht der Quer- 
schnittsaufgabe „Raumordnung und Landesplanung" 
insgesamt für die Standortfindung notwendigen Kri- 
terien und Daten zusammenzustellen. Die nuklear- 
spezifischen Standortbewertungsdaten sind daher 
integrierender Bestandteil ebenso die aus der ener- 
giewirtschaftlichen Sicht vorzubereitenden Kriterien- 
gruppe. Darüber hinaus sollen die aus der Sicht von 
Raumordnung und Städtebau anzulegenden Bewer- 
tungsmaßstäbe sowie weitere Anforderungen des 
Umweltschutzes, sobald und soweit sie fachlich fest- 
gelegt sind, aufgenommen werden. 

Der BMWi stellt z. Z. mit den Ländern Standort- 
kriterien aus energiewirtschaftiicher Sicht zusam- 
men. Da die Einführung von Grenzwerten hier nicht 
möglich ist, scheidet eine Bewertung im oben dar- 
gelegten Sinne aus. Es ist vielmehr eine gegensei- 
tige Abwägung der Kriterien im Einzelfall notwen- 
dig. Diese Kriterien werden im Laufe des Jahres 
1976 vorliegen. 

Alle erarbeiteten Kriterien werden den Planungs- 
trägern zur Verfügung stehen. Auf diese Weise sol- 
len durch bundeseinheitliche Kriterien etwaige In- 
teressengegensätze der an der Planung Beteiligten 
abgebaut werden. 

Die Bundesregierung ist darüber hinaus der Ansicht, 
daß eine bundeseinheitliche Standortpolitik eine not- 
wendige Voraussetzung für eine Standortplanung 
kerntechnischeJr Anlagen auf der Ebene der Euro- 
päischen Gemeinschaft ist. 


6. Die Bundesregierung wird aufgefordert, zusam- 
men mit den Ländern hinsichtlich der Planungen 
an Flüssen oder in Grenznähe mit allen angren- 
zenden Ländern Kontakte und danach Verhand- 
lungen aufzunehmen. 

Kontakte zu Nachbarstaaten zur Erörterung von 

Standortfragen in Gestalt von Raumordnungs-, Re- 
gierungs- und Grenzkommissionen bestehen seit 

längerer Zeit: 

— Deutsch-Niederländische Raumordnungskommis- 
sion 

— Deutsch-Österreichische Raumordnungskommis- 
sion 

— Deutsch-Schweizerische Raumordnungskommis- 
sion 

— Commission Tripartite (Bundesrepublik Deutsch- 
land/Frankreich/Schweiz) 

— Mosel-Saar Kommission (Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Luxemburg) 
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— Internationale Kommission zur Reinhaltung des 
Rheins (Rheinanlieger) 

— Deutsch-Französische Kommission für Fragen der 
Sicherheit kerntechnischer Einrichtungen 

— Deutsch-Schweizerische Gespräche über Fragen 
der Sicherheit und des Strahlensdiutzes. 

Neben den formalisierten Kontakten bestehen im 
Bereich Reaktorsicherheit und Strahlenschutz Kon- 
takte zu den zuständigen Behörden der Nachbar- 
staaten 

— Niederlande 

— Dänemark 

— Luxemburg. 

Bei allen Kontakten werden die betroffenen Behör- 
den der Länder der Bundesrepublik Deutschland 
beteiligt. 

Die bestehenden Kontakte konnten zwar nach Lage 
der Dinge nicht mehr zu einer gemeinsamen Vor- 
sorgeplanung von Standorten für Kernkraftwerke 
führen, jedoch werden Fragen von gemeinsamen 
Interesse aus den Bereichen Raumordnung, Umwelt- 
schutz, Sicherheit und Strahlenschutz erörtert und 
Abstimmungen bei Interessenkonflikten angestrebt. 

Beispielhaft für Ergebnisse solcher grenzüberschrei- 
tender Abstimmungsbemühungen ist die „Empfeh- 
lung zu den Energieplanungen im gemeinsamen 
Grenzraum", die am 1. Dezember 1975 von der 
Deutsch-Schweizerischen Raumordnungskommission 
in Konstanz verabschiedet wurde (vgl. Anlage zu 6,). 
Seither ist die Kommission, in der z. Z. der Bund 
den Vorsitz hat, intensiv mit den Konsequenzen 
befaßt, die sich aus dieser Empfehlung ergeben. Im 
einzelnen handelt es sich hierbei um die KKW- 
Standorte Beznau, Kaiseraugst und Leibstadt auf 
schweizerischer und Schwörstadt auf deutscher Seite. 
Auf den jüngsten Sitzungen der Deutsch-Niederlän- 
dischen und der Deutsch-Österreichischen Raumord- 
nungskommission wurden ebenfalls die Kraftwerks- 
planungen im Grenzgebiet ausführlich behandelt. Im 
einzelnen handelt es sich um die Kernkraftwerks- 
Standorte Vahnum und Kalkar am Niederrhein 
sowie Pleinting und Ennsmündung an der Donau. 

Besonderer Erwähnung wert ist das Verwaltungs- 
abkommen zwischen dem Bundesminister des Innern 
und dem Französischen Minister für Industrie und 
Forschung (MIR) zur Zusammenarbeit in Fragen der 
Sicherheit kerntechnischer Einrichtungen und des 
Strahlenschutzes, Das zur Ausfüllung des Abkom- 
mens geschaffene Arbeitsgremium, die „Deutsch- 
Französische Kommission für Fragen der Sicherheit 
kerntechnischer Einrichtungen und den Strahlen- 
schutz", hat eine spezielle Arbeitsgruppe „Stand- 
orte" eingerichtet. In dieser werden u. a. Standort- 
bewertungskriterien aus der Sicht von Reaktorsicher- 
heit und Strahlenschutz beider Staaten miteinander 
verglichen und sonstige standortrelevante Probleme 
aus dieser Sicht erörtert. Eine künftige gemeinsame 
Planung von Standorten soll hiermit vorbereitet 
werden. 


Im Bereich Sicherheit und Strahlenschutz werden 
außerdem z. Z, geplant: 

• — Deutsch-Niederländisches Verwaltungsabkommen 
zur gegenseitigen Information über Fragen der 
Sicherheit und des Strahlenschutzes bei kern- 
technischen Anlagen 

— Deutsch-Dänisches Verwaltungsabkommen zur 
gegenseitigen Information über Fragen der Si- 
cherheit und des Strahlenschutzes bei kerntech- 
nischen Anlagen. 

Die Bundesregierung hat die Zielvorstellung, ihre 
Standortbewertungskriterien und die der Nachbar- 
staaten für die Bereiche grenznaher Räume aufein- 
ander abzustimmen. Dies wird Einfluß auf die Pla- 
nung von Kernkraftwerken in grenznahen Räumen 
haben. 

Dieses Ziel ist nicht kurzfristig zu erreichen, da na- 
tionale Vorbehalte z. Z. noch zu starkes Gewicht 
haben. 


7. Prüfung der Anwendung des Rasmussen Berichtes 
auf die Bundesrepublik und die benachbarten 
Länder, insbesondere im Hinblick auf die größere 
Bevölkerungsdichte. 

Zur Ermittlung des Schadensrisikos bei Störfällen in 
deutschen Kernkraftwerken ist die sogenannte Ras- 
mussen-Studie, eine Untersuchung des Störfallrisi- 
kos amerikanischer Leichtwasserreaktoren nicht 
unmittelbar geeignet. Dies haben vom BMI veran- 
laßte Untersuchungen durch Fachleute des Instituts 
für Reaktorsicherheit der Technischen Überwa- 
chungsvereine, Köln (IRS) und des Laboratoriums 
für Reaktorregelung und Anlagensicherheit (LRA) 
ergeben. 

Deshalb wird im Auftrag des BMFT unter Führung 
von Prof. Dr. Birkhofer von Experten des IRS, LRA 
und weiteren Stellen eine eigenständige Risiko- 
studie erstellt, die auf deutsche Verhältnisse zuge- 
schnitten ist. 

Ergebnisse werden Ende 1977 erwartet. 

Der Bundesminister des Innern läßt darüber hinaus 
im Rahmen eines Projektes „Risikostrategie" eine 
möglichst exakte Quantifizierung aller mit der Nut- 
zung der Kernenergie verbundenen Risiken vorneh- 
men. 

Er läßt weiter in einem Studienprojekt die Zweck- 
mäßigkeit der unterirdischen Bauweise von Kern- 
kraftwerken, insbesondere unter dem Aspekt einer 
weiteren Verminderung des Störfall- und Schadens- 
risikos untersuchen. 

Die Bundesregierung wird zu gegebener Zeit diese 
Darstellungen mit den Risikoeinsdiätzungen der 
Nachbarstaaten vergleichen und in die bestehenden 
Gremien für Standorterörterungen und Planungen 
einfließen lassen. 
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8. Anfertigung einer Studie über die Sicherheits- 
und umweltorientierten Planungskriterien von 
Schnellen Brütern und Hochtemperaturreaktoren 
auf der Ebene der Europäischen Gemeinsdiaft. 

Die Bundesregierung hält eine Studie auf der Ebene 
der Europäischen Gemeinschaft für z. Z. wenig er- 
gebnisträchtig wegen des selbst für die Errichtung 
von Leichtwasserreaktoren sehr unterschiedlichen 
Standes der Erarbeitung von Planungs- und Entschei- 
dungskriterien für Standorte. Nach einer Abstim- 
mung im EG-Maßstab für den Bereich der Leichtwas- 
serreaktoren wäre eine dementsprechende Abstim- 
mung über Kriterien für Standorte von Schnellen 
Brütern und Hochtemperaturreaktoren sicherlich 
sinnvoll, nachdem hierzu nationale Vorstellungen 
entwickelt worden sind. Siehe hierzu auch die Aus- 
führungen zu Punkt 2 und 4. 
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